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Positionen des BDI
Wettbewerbliche Vielfalt ist der beste Verbraucher-•	
schutz.
Überregulierung ist teuer, behindert den Wettbewerb, •	
mindert die Produktvielfalt, gefährdet Arbeitsplätze, 
bremst wirtschaftliches Wachstum und geht zu Lasten  
aller.
Überzogene Anforderungen werden mit höheren Prei-•	
sen, dem Verlust von Wahlfreiheit, der Beschneidung 
von Eigenverantwortung und Souveränität aller 
Verbraucher bezahlt.
»Der« Verbraucher mit »dem« bestimmten Bedürfnis •	
existiert nicht.
Die Verbraucher selbst sollen beurteilen, was ihnen •	
bestimmte Produkte und deren Qualitäts- und Risiko-
merkmale wert sind.
Eine Steuerung durch »wohlgemeintes« gesetzliches •	
oder politisches Diktat ist Bevormundung.
Staatlicher Eingriff muss sich auf Gesundheitsschutz •	
und  Gefahrenabwehr sowie Schutz vor Täuschung und 
Übervorteilung beschränken.

Maximen der Unternehmen
Die Zufriedenheit der Verbraucher ist existenzielles •	
Interesse der Industrie.
Der Schutz von Verbraucherinteressen ist ihr zentrales •	
Anliegen.
Nur Vertrauen in die Verlässlichkeit von produkt- und  •	
dienstleistungsbezogenen Zusagen erlaubt nachhaltige 
Unternehmenssicherung.
Nur stetige Investitionen in Forschung und Entwick-•	
lung, in die Verbesserung von Umwelt-, Sicherheits- 
und Sozialstandards sichern Innovation, Sicherheits- 
und Gesundheitsschutz, Wahlfreiheit und nachhaltigen 
Konsum.
Freiwillige Gütezeichen, Zertifizierungen und Kenn-•	
zeichnungen verpflichten, für hohe Produktqualität 
einzustehen.

Impressum

Strenge Gewährleistungs- und Haftungspflichten mo-•	
tivieren im eigenen Interesse, Verbraucher über Art 
und Güte von Produkten angemessen zu informieren.
Die Industrie stellt sich mit ihren Produkten der •	
Verantwortung gegenüber besonders gefährdeten 
Verbrauchergruppen.
Verbraucherschutz ist Erforschung von Verbraucher-•	
wünschen, ihre Akzeptanz und Verwirklichung im 
Wettbewerb.
Verbraucherschutz ist existenzielles, eigenes Interesse •	
der Industrie – ohne ihn scheitert sie am Markt.

Forderungen an die Politik
Rahmenbedingungen schaffen und sichern, die einen •	
tragfähigen Wettbewerb um die besten Produkte 
zulassen, Produktvielfalt fördern, Missbrauch verhin-
dern und genügend Spielraum für Innovation, Wahl-
freiheit und eigenverantwortliche Entscheidungen der 
Verbraucher gewährleisten.
Für einen ausgewogenen Ausgleich zwischen sachlich •	
gebotener staatlicher Reglementierung im Hinblick 
auf Sicherheit, Kontrolle und Vollzug im Verhältnis 
zur Verantwortung der Unternehmen für sichere und 
qualitativ hochwertige Güter zu sorgen.
Mit angemessenen Instrumenten steuern, wenn  •	
Sicherheitsaspekte und Gefahrenabwehr den Eingriff  
rechtfertigen.
Effizienz des privaten Verbrauchs als einen der quan-•	
titativ bedeutendsten Wirtschaftsfaktoren nachhaltig 
fördern und sichern.
Jedes staatliche Eingreifen in den Marktprozess der •	
Prüfung von Erforderlichkeit und der  Verhältnismä-
ßigkeit unterziehen.
Souveränität der Verbraucher achten.•	
Verbraucherbildung fördern, die Verbrauchern •	
ermöglicht, selbstbestimmt und eigenverantwortlich 
ihre Rolle als Verbraucher wahrzunehmen.
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   Ja, ich nehme teil an der Veranstaltung in
   Frankfurt a.M.  am 07. Juni 2013 
   Berlin  am 11. Juni 2013 
   Stuttgart  am 18. Juni 2013 
   München am 19. Juni 2013 
   Hamburg am 24. Juni 2013
   Düsseldorf am 25. Juni 2013
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PLZ, Ort

Telefon, Fax

E-Mail

Datum, Unterschrift

Wir bitten um Antwort bis zum 31. Mai 2013. 
Anmeldung per E-Mail an: m.rawlik@bdi.eu
Anmeldung per Fax an: 030-2028 2586

Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenfrei.

Anmeldung
Roadshow neues Reisekostenrecht



Programm
7. - 25. Juni 2013

Einladung 
Roadshow neues Reisekostenrecht

Ab 1.1.2014 gilt das neue Reisekostenrecht: 
Wie sind die neuen Regelungen in der Praxis 
anzuwenden?

Nach fast 10jähriger Diskussion über die Möglichkeiten zur 
Vereinfachung des steuerlichen Reisekostenrechts  ist dieses 
Reformvorhaben nun endlich beschlossen worden. Zum 
1.1.2014 tritt das neue Reisekostenrecht in Kraft. Bereits 
jetzt gilt es, sich auf die Umsetzung in der unternehmeri-
schen Praxis vorzubereiten.

Änderungen ergeben sich  nicht nur durch den Wechsel 
von der „regelmäßigen Arbeitsstätte“ zum neuen Begriff der 

„ersten Tätigkeitsstätte“. Auch bei der steuerfreien Erstat-
tung von Fahrtkosten, Verpflegungsmehraufwand, Über-
nachtungskosten und bei doppelter Haushaltsführung sind 
einschneidende Neuerungen zu beachten.

Arbeitgeber sollten frühzeitig beginnen, sich auf die neuen 
Regelungen zum steuerlichen Reisekostenrecht einzustel-
len. Neben der Überarbeitung bestehender Reiserichtlinien 
müssen u.a. auch Prozesse in Gehaltsabrechnung, Personal-
abteilung, Finanzbuchhaltung und Controlling angepasst 
werden.

Für die Umsetzung des neuen Reiskostenrechts in der  
Praxis ist vor allem die Konkretisierung der neuen Rege-
lungen durch die Finanzverwaltung von Bedeutung – wir 
bieten Ihnen Gelegenheit zu einem intensiven Austausch 
über erste wichtige Anwendungsfragen mit Vertretern aus 
Finanzverwaltung, Unternehmen und Beratung.

Die Veranstaltungsreihe richtet sich primär an Unterneh-
mer, Geschäftsführer sowie Führungskräfte aus dem  
Personal- und Rechnungswesen.

BDI – Bundesverband der Deutschen Industrie
Reform des steuerlichen Reisekostenrechts

www.bdi.eu

(für Frankfurt a.M. entsprechend in der Zeit von  
10:00-13:00 Uhr)

14:00 Uhr Begrüßung und Einführung

14:15 Uhr Das neue Reisekostenrecht aus Sicht der  
Finanzverwaltung
• Erste Tätigkeitsstätte
• Fahrtkosten
• Verpflegungsmehraufwand
• Übernachtungskosten
• Doppelte Haushaltsführung

15:00 Uhr Die Beratersicht: Auf was müssen sich die  
Unternehmen einstellen?

15:45 Uhr Fragen und Podiumsdiskussion mit
Vertretern von Finanzverwaltung,
Beratung und Unternehmen

17:00 Uhr Ausklang mit Imbiss

Referenten

Finanzverwaltung
Christine Harder-Buschner, Bundesfinanzministerium 
(Berlin)
Sascha Franz, Ministerium für Finanzen und Wirtschaft 
Baden-Württemberg (Stuttgart)
Karlheinz Konrad, Bayerisches Staatsministerium der 
Finanzen (München)
Walter Niermann, Finanzministerium NRW (Düsseldorf)
Michael Wagner, Finanzbehörde Hamburg (Hamburg)
Gudrun Wagner-Jung, Hessisches Ministerium der Finan-
zen (Wiesbaden)

Beratung
Michaela Leitner, Jochen Schreiber, 
Dietmar Gegusch, Nils Hupfer, alle Deloitte

Wirtschaft
Nicole Adami (Otto Group), Martina Hammacher (Thys-
senKrupp AG), Angela Hanack (Deutsche Telekom), 
Rainer Kempf (Adam Opel AG),  Bettina Martinek (Robert 
Bosch GmbH), Martin Reinhold (Siemens AG)

Moderation
Marcus Gödtel, VDMA
Dr. Monika Wünnemann, BDI


